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Kurze Nachrichten

Nato-Echo auf die Militärjustiz
jt. FRANKFURT, 13. April. Daß die 

Bundesregierung so prom pt ih re Be
troffenheit über die harten  U rteile des 
A thener M ilitärgerichts h a t lau t w erden 
lassen, kom m t nicht von ungefähr. Sie 
weiß ziemlich genau abzuschätzen, w el
che Schwierigkeiten die Obristen-Regie- 
rung Papadopoulos m it dieser im  w est
lichen Bündnislager nicht goutierten A rt 
von Sonderjustiz heraufbeschw ört: fü r  
sich selbst und fü r  die Nato. F ü r die 
harsche A thener Reaktion auf den 
A hlers’schen W ink m it E uroparat und 
Revisionsmöglichkeit fü r die Urteile be
steht in  Bonn kein V erständnis; m an 
schüttelt den Kopf; gewisse M itglieder 
der griechischen Regierung scheinen 
nicht zu begreifen, in  welche Lage sie 
sich selbst m anövriert haben. Die Re
gierung Norwegens, auf bürgerlicher 
Koalition fußend, überlegt, vom anstößi
gen Prozeßverlauf aufgebracht, ob sie 
den Ausschluß Griechenlands aus der 
Nato in die Wege zu leiten habe. Die 
dänische, ebenfalls bürgerliche Regie
rung denkt nicht anders, eher noch ir r i
tierter. Freilich w aren es E ventualüber
legungen fü r  den Fall, daß A then sich 
gar bis zu Todesurteilen verstiegen 
hätte. Davor haben sich die M ilitärs 
w arnen lassen. Die Bundesregierung 
jedenfalls möchte im  Süden w ie im  
Norden den Flankenschutz der Nato 
in tak t gelassen sehen. Sie versucht sich 
noch aufs Mögliche. Es w ird gehofft, daß 
sich die A thener M ilitärregierung nicht 
als begriffsstutzig erweist. Die U rteile 
des M ilitärgerichts haben in  der Nato 
kein gutes, sondern ein sehr ernstes 
Echo gefunden.
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